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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Perspektiven des G20-Gipfels auf 
Migration und nachhaltige Ent-
wicklung  

Hamburg wird am 7./8. Juli dieses Jah-
res zentraler Schauplatz des nächsten 
G20-Gipfels der Staats- und Regie-
rungschefs der führenden Industriena-
tionen und Schwellenländer sein. Die 
Zusammenarbeit mit dem afrikanischen 
Kontinent, einer der Schwerpunkte der 
G20-Präsidentschaft Deutschlands, 
wird dabei im Mittelpunkt stehen. Zent-
rales Anliegen der G20 ist die Förde-
rung und Sicherung des globalen Wirt-
schaftswachstums. Welche Bedeutung 
kommt in diesem Kontext der Begeg-
nung der Ursachen von Flucht und Mig-
ration nach Europa zu?  

Fest steht: Europa sieht sich mit der größ-
ten Flüchtlingsbewegung seit dem Zweiten 
Weltkrieg konfrontiert. Dabei ist die gegen-
wärtige Flucht- und Migrationswelle nach 
Europa kein spezifisch europäisches Prob-
lem. Die Flucht von Menschen vor Armut 
und Krieg, die Flucht vor menschenunwür-
digen Lebensbedingungen, spiegelt vielmehr 
die ungleiche Verteilung von Lebenschancen 
im globalen Kontext wider. Nach Angabe 
des Jahresberichts des UN-
Flüchtlingskommissariats (United Nations 
High Commissioner for Refugees [UNHCR]) 
waren zwischen Juli 2015 und Juni 2016 
weltweit 65,3 Millionen Menschen auf der 
Flucht, darunter 16 Millionen in Afrika.1 Ne-
ben diesen Flüchtlingen, die laut Genfer 
Flüchtlingskonvention aufgrund von Verfol-
gung ihre Länder verlassen, wandern viele 
Migranten in der Hoffnung auf ein besseres 

                                                   

1 
http://www.unhcr.org/excom/unhcrannual/5808d
8b37/report-united-nations-high-commissioner-
refugees-covering-period-1-july.html, S. 1. 

Leben aus. Laut Bericht der UN-Abteilung 
für Bevölkerungsfragen (United Nations Po-
pulation Division, Department of Economic 
and Social Affairs [UNDESA]) wanderten 
2015 weltweit 243,7 Millionen Menschen ab, 
davon 19 Millionen in Subsahara-Afrika.2 
Die Zahlen waren noch nie so hoch. Die 
enorme Abwanderung verursacht vor allem 
in vielen afrikanischen Herkunftsländern ei-
nen „brain drain“. Dieser lässt sich schwer 
kompensieren, da es sich bei den Migranten 
oftmals um die produktivsten Mitglieder der 
Gesellschaft handelt. Diese Arbeitskraft fehlt 
anschließend diesen Ländern, um die eigene 
Entwicklung voranzubringen. Daran ändern 
auch die bedeutenden Geldmittel der 
Diaspora nichts, die oftmals wieder in die 
Länder zurückfließen, da sie letztlich von 
den Überweisungen der Wirtschaftsmigran-
ten abhängig bleiben. Auch die Tatsache, 
dass einige afrikanische Staaten durch Ab-
wanderung versuchen, den Druck auf die 
eigenen Arbeitsmarkt zu lindern, greift zu 
kurz. Denn sie können das menschliche Ka-
pitel in ihren Ländern nicht für einen nach-
haltigen Entwicklungsweg nutzen. 

Die Bekämpfung der Fluchtursachen muss 
somit in den Herkunftsländern ansetzen, um 
die Abwanderung zu mindern. Gleichzeitig 
ist diese Aufgabe angesichts der weltweiten 
Migrationsströme eine globale Herausforde-
rung, der sich die G20-Gruppe auf dem 
kommenden G20-Gipfel unter der Präsi-
dentschaft Deutschlands stellen will.  

                                                   

2 
http://www.un.org/en/development/desa/populati
on/migration/data/estimates2/data/UN_MigrantSt
ockTotal_2015.xlsx) 

http://www.unhcr.org/excom/unhcrannual/5808d8b37/report-united-nations-high-commissioner-refugees-covering-period-1-july.html
http://www.unhcr.org/excom/unhcrannual/5808d8b37/report-united-nations-high-commissioner-refugees-covering-period-1-july.html
http://www.unhcr.org/excom/unhcrannual/5808d8b37/report-united-nations-high-commissioner-refugees-covering-period-1-july.html
http://www.un.org/en/development/desa/population/migration/data/estimates2/data/UN_MigrantStockTotal_2015.xlsx
http://www.un.org/en/development/desa/population/migration/data/estimates2/data/UN_MigrantStockTotal_2015.xlsx
http://www.un.org/en/development/desa/population/migration/data/estimates2/data/UN_MigrantStockTotal_2015.xlsx
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Die „Gruppe der Zwanzig“ der führen-
den Industrienationen und Schwellen-
länder 

Die „Gruppe der Zwanzig“ beschreibt sich 
selbst als ein globales Forum für Kooperati-
on in Finanz- und Wirtschaftsfragen. Sie 
vereint fast zwei Drittel der Weltbevölke-
rung, verfügt über vier Fünftel des weltwei-
ten Bruttoinlandsprodukts und drei Viertel 
des Welthandels. Mitglieder der Gruppe sind 
die 19 wichtigsten Industrie- und Schwel-
lenländer sowie die Europäische Union (EU). 
Hinzu kommen als Gäste regionale Bündnis-
se wie etwa die Afrikanische Union (AU) und 
internationale Organisationen wie bspw. der 
Internationale Währungsfonds (IWF). Eine 
besondere Herausforderung stellt allerdings 
die Heterogenität der G20 dar. Im Unter-
schied zur G7-Gruppe besteht diese nicht 
ausschließlich aus demokratisch regierten 
Mitgliedern. Viele Länder, darunter Saudi 
Arabien, Russland und China sind Autokra-
tien, in denen sich der Umgang mit den glo-
balen Herausforderungen von den demokra-
tischen Ländern stark unterscheidet. In For-
scherkreisen wird die G20 daher als exklusi-
ver politischer „Klub“ betrachtet3 und ange-
sichts seines effektiven Krisenmanage-
ments, einer flexiblen und effizienten Struk-
tur sowie seiner begrenzten Mitgliederan-
zahl weltweit ein hoher politischer Einfluss 
zugemessen,4 allerdings sind Spannungen 
angesichts der hohen politischen Heteroge-
nität programmiert. Gerade mit Blick auf die 
USA nehmen seit Präsident Trump, der be-
reits das Pariser Klimaschutzabkommen 
aufgekündigte, die Unterschiede in der Be-
wertung der globalen Herausforderungen 
innerhalb der Gruppe zu. Das könnte die 
Verhandlungen der G20 in Hamburg er-
schweren. 

Aufgrund ihrer herausragenden Stellung im 
globalen politischen Geschehen könnte die 
G20 also eine zentrale Rolle spielen, die Ur-
sachen von Flucht und Vertreibung durch 

                                                   

3 Siehe: Marianne Beisheim, Die G20 und die 
2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung. Kohä-
rente Umsetzung und Rechenschaftslegung stär-
ken, in: SWP-Aktuell 31, Mai 2017, S. 1-4, hier S. 
1. 
4 Ebd. 

politische Lösungen und Mobilisierung von 
finanziellen Ressourcen global zu bekämp-
fen. Entsprechend hoch sind die Erwartun-
gen an den Gipfel in Hamburg, der Afrika in 
den Mittelpunkt seiner Agenda stellt. Die 
Vorarbeiten beruhen auf dem Vorgängergip-
fel 2016 im chinesischen Hangzhou, auf 
dem die G20-Mitgliedsländer die „Agenda 
2030“ für nachhaltige Entwicklung der Uni-
ted Nations (UN) mit deren 17 Zielen für 
nachhaltige Entwicklung (Sustainable Deve-
lopment Goals [SDGs]) einzeln angenom-
men haben. 

Mit der Annahme der Agenda 2030 ver-
pflichtete sich die G20, „niemanden zurück 
zu lassen (leaving no one behind)“ sowie 
„eine geordnete, sichere, reguläre und ver-
antwortungsvolle Migration und Mobilität 
von Menschen zu erleichtern (facilitate and 
promote responsible, safe and regular mig-
ration of people)“. Dafür und für alle ande-
ren Entwicklungsziele der UN-Agenda ver-
abschiedete der unter chinesischer Präsi-
dentschaft angeführte Gipfel einen Aktions-
plan. Darin identifiziert die G20-Gruppe 15 
Sektoren für nachhaltige Entwicklung, in 
denen die bestehenden Aktivitäten der G20 
gebündelt und den entsprechenden SDGs 
zugeordnet werden sollen. Besondere Auf-
merksamkeit wird dabei den Themen Arbeit 
und Wirtschaftswachstum gewidmet.5 

Doch auch beim UN-Klimaschutzabkommen 
verpflichteten sich die G20-Staaten zu einer 
Führungsrolle. Denn im Vorfeld des G20-
Gipfels in Hangzhou hatten sich China und 
die USA der Ratifizierung des in Paris 2015 
abgeschlossenen Klimaschutzabkommens 
angeschlossen. Dieser wichtige Schritt im 
Kampf gegen den Klimawandel rückte die 
anderen Themen des in Hangzhou abgehal-
tenen Gipfels in den Hintergrund.  

Die Agenda des G20-Gipfels im Kontext 
der deutschen G20-Präsidentschaft 

Demnach hat sich bei der Agenda der G20 
in den letzten Jahren eine Wandlung vollzo-

                                                   

5 
https://www.b20germany.org/fileadmin/user_uplo
ad/G20_Action_Plan_on_the_2030_Agenda_for_S
ustainable_Development.pdf, S. 1f. 

https://www.b20germany.org/fileadmin/user_upload/G20_Action_Plan_on_the_2030_Agenda_for_Sustainable_Development.pdf
https://www.b20germany.org/fileadmin/user_upload/G20_Action_Plan_on_the_2030_Agenda_for_Sustainable_Development.pdf
https://www.b20germany.org/fileadmin/user_upload/G20_Action_Plan_on_the_2030_Agenda_for_Sustainable_Development.pdf
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gen. Die Tendenz bewegt sich von konven-
tionellen Wirtschafts- und Finanzthemen hin 
zur Verknüpfung mit Fragen von nachhalti-
ger Entwicklungs- und Klimapolitik – ganz 
dem Credo der Agenda 2030 folgend, wo-
nach eine nachhaltige Entwicklung nur auf 
einem ganzheitlichen Politikansatz beruhen 
kann. Neben der traditionellen Stärkung der 
Stabilität und Widerstandsfähigkeit der 
Weltwirtschaft, benennt die Agenda des 
G20–Gipfels in Hamburg klar die Themen 
Klimaschutz und Umsetzung der Agenda 
2030. 

Die G20-Staaten wollen im Zusammenhang 
mit einer nachhaltigen Entwicklungspolitik 
insbesondere eine „engere Partnerschaft mit 
Afrika“ verwirklichen. Die deutsche G20-
Präsidentschaft hat dieses Thema zum 
Leitmotiv erhoben. Eines der Ziele des-
kommenden Gipfels in Hamburg ist, zum 
nachhaltigen Wandel der Wirtschaft Afrikas 
beizutragen.  

Afrika. Wirtschaft und Demografie 

Der Handlungsbedarf ist gewaltig: Armut, 
Hungersnöte, Bürgerkriege und korrupte 
Regierungen bestimmten lange Zeit das Bild 
Afrikas in der westlichen Welt. Doch wandelt 
sich diese einseitige Wahrnehmung des 
Nachbarkontinents aufgrund seines enor-
men Wachstumspotentials und richtet den 
Blick zunehmend auf die Chancen gerade in 
den aufstrebenden Ökonomien Afrikas. So 
prognostiziert der African Economic Outlook 
2017 (AEO) dem afrikanischen Kontinent für 
2017 ein Wirtschaftswachstum von durch-
schnittlich 3,4 % und 4,3 % für 2018.6 Ver-
bunden ist diese wirtschaftliche Entwicklung 
mit einem außerordentlichen demografi-
schen Wandel. Bis 2050, so die Deutsche 
Stiftung für Weltbevölkerung, wird sich die 
Zahl der Bevölkerung in Afrika von 1,203 
auf 2,527 Millionen Menschen verdoppelt 

                                                   

6 http://www.oecd-
ilibra-
ry.org/docserver/download/4117091e.pdf?expires
=1499091486&id=id&accname=oid047262&check
sum=5D7E82A78D70A31A7B511BC96FB865D3, 
S. 5 

haben.7 Davon werden ca. 41% der Ein-
wohner unter 14 Jahren sein.  

Das hohe Bevölkerungswachstum in Afrika 
birgt auch Gefahren. Für die rasant wach-
sende junge Generation werden jährlich zu-
sätzlich 22,5 Millionen Arbeitsplätze auf dem 
afrikanischen Kontinent benötigt. Finden 
diese jungen Leute jedoch keine Jobs, ist 
das Risiko groß, dass sie aufgrund der man-
gelnden Lebensperspektive nach Europa 
abwandern. Obwohl dieses Szenario in ent-
wicklungspolitischen Kreisen seit Jahren be-
kannt ist, rückte erst der plötzlich drama-
tisch hohe Anstieg von Flüchtlingen und 
Migranten aus Afrika nach Europa 2015 das 
Thema ins Zentrum des politischen Interes-
ses in Deutschland und der EU. Dabei 
kämpfen Italien und die anderen südlichen 
Mittelmeeranrainerstaaten der EU mit hohen 
Flüchtlingszahle und Wirtschaftsmigration 
schon seit Jahren. 

Neue Partnerschaften zwischen 
Deutschland und Afrika 

Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, 
dass beim kommenden G20-Gipfel die The-
men Migration und Afrika oben auf der Prio-
ritätenliste stehen und Bundeskanzlerin An-
gela Merkel in einem ZEIT-Interview vom 
20. Oktober 2016 betont, dass das Wohl 
Afrikas auch im deutschen Interesse liegt. 8 
Zuvor hatte die Bundeskanzlerin mehrere 
afrikanische Staaten wie Mali, Niger oder 
Äthiopien besucht, die derzeit Haupttransit-
länder für Flüchtlinge aus der Subsahara-
Region sind. Die europäische Flüchtlingskri-
se, so die Bundeskanzlerin, hätte gezeigt, 
dass die Probleme auf dem europäischen 
Kontinent aufgrund massiver Migrations-
ströme aus Afrika nicht länger ignoriert 
werden könnten. Soziale und ökonomische 
Ursachen für Flucht müssten vor Ort in den 
afrikanischen Staaten selbst gelöst werden. 

Dem Leitsatz der Bundeskanzlerin folgend 
präsentierte die Bundesregierung im Rah-

                                                   

7 
http://laenderdatenbank.weltbevoelkerung.de/lan
d-region/afrika 
 

http://www.oecd-ilibrary.org/docserver/download/4117091e.pdf?expires=1499091486&id=id&accname=oid047262&checksum=5D7E82A78D70A31A7B511BC96FB865D3
http://www.oecd-ilibrary.org/docserver/download/4117091e.pdf?expires=1499091486&id=id&accname=oid047262&checksum=5D7E82A78D70A31A7B511BC96FB865D3
http://www.oecd-ilibrary.org/docserver/download/4117091e.pdf?expires=1499091486&id=id&accname=oid047262&checksum=5D7E82A78D70A31A7B511BC96FB865D3
http://www.oecd-ilibrary.org/docserver/download/4117091e.pdf?expires=1499091486&id=id&accname=oid047262&checksum=5D7E82A78D70A31A7B511BC96FB865D3
http://www.oecd-ilibrary.org/docserver/download/4117091e.pdf?expires=1499091486&id=id&accname=oid047262&checksum=5D7E82A78D70A31A7B511BC96FB865D3
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men ihrer G20-Präsidentschaft beachtliche 
Finanz- und Wirtschaftsprogramme im Vor-
feld des G20-Gipfels. Drei Bundesministe-
rien sind beauftragt, die anvisierte deutsche 
„neue Partnerschaft mit Afrika“ zu regeln: 
Das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
mit dem sog. „Marshallplan mit Afrika“, das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie (BMWi) mit der sog. „Pro! Afrika“-
Initiative sowie das Bundesministerium für 
Finanzen (BMF) mit dem sog. „Compact 
with Africa“. 

Strategiepapiere zur deutschen Afrika-
politik - Antwort auf die aktuellen Her-
ausforderungen in Afrika? 

Die Fülle der Strategien verdeutlicht zu-
nächst die wachsende Bedeutung der Zu-
sammenarbeit mit Afrika in Deutschland. 
Dr. Gerd Müller brachte dies bei der Vor-
stellung des „Marshallplans“ am 26. Februar 
2017 auf den Punkt, indem er sagte: „Wir 
brauchen einen Paradigmenwechsel und 
müssen begreifen, dass Afrika nicht der 
Kontinent billiger Ressourcen ist, sondern 
die Menschen dort Infrastruktur und Zu-
kunft benötigen“.9 Als Grundübel für die 
wirtschaftliche und soziale Misere in vielen 
afrikanischen Ländern werden im Marshall-
plan in erster Linie die hohen sozialen und 
ökonomischen Ungleichheiten thematisiert. 
Um diese stärker einzuebnen und ein nach-
haltiges Wachstum zu ermöglichen, an dem 
viele Menschen profitieren, wird nicht mehr 
allein auf die Mittel der Öffentlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit (Official Develo-
pment Assistance [ODA]) zurückgegriffen, 
sondern zunehmend auf Mobilisierung von 
privaten Investments zur Aufstockung öf-
fentlicher Entwicklungsgelder. Dabei ver-
folgt der Plan ein doppeltes Ziel: Einerseits 
soll die Einwerbung privater Vermögensan-
lagen aus der deutschen Wirtschaft afrikani-
sche Länder unterstützen, Beschäftigungs-
chancen zu erhöhen und geplante Projekte 
in Bildungsinfrastrukturen umzusetzen. An-
dererseits soll die stärkere Fokussierung auf 
Investitionen und den Privatsektor neue 

                                                   

9 
http://www.bmz.de/de/laender_regionen/marshall
plan_mit_afrika/ 

Dynamiken in afrikanischen Ökonomien 
selbst freisetzen und damit langfristig eine 
nachhaltige Entwicklung weg von der klassi-
schen Entwicklungshilfe ermöglichen (deve-
lopment beyond aid) und eigenständiges 
Wachstum fördern. Dabei setzt das BMZ auf 
afrikanische Ideen und Strukturen, wie es 
die Agenda 2063 vorgibt, die Strategie für 
die nachhaltige Entwicklung der Afrikani-
schen Union (AU). So sollen in der Zusam-
menarbeit mit der AU Arbeitsplätze und 
damit Zukunftsperspektiven in Afrika vor 
Ort geschaffen werden. 

In diesen Kontext reiht sich auch die von 
Brigitte Zypries auf dem World Economic 
Forum on Africa am 4. Mai in Durban vorge-
stellte „Pro! Afrika“-Initiative ein: „Afrika ist 
politisch wie wirtschaftlich ein Kontinent der 
Herausforderungen, aber vor allem der 
Chancen. Er bietet auch für die deutsche 
Wirtschaft große Chancen“, so die Bundes-
wirtschaftsministerin.10 Bei der „Pro! Afri-
ka“-Initiative handelt es sich um einen Vor-
schlag in Höhe von 100 Millionen Euro zur 
Mobilisierung von Wirtschaftspartnerschaf-
ten zwischen Deutschland und afrikanischen 
Ländern. Diese Initiative, die bisher wenig 
Beachtung fand, zielt ebenso auf ein größe-
res privatwirtschaftliches Engagement. So 
sollen durch vermehrte private Vermögens-
anlagen in neue Digitalisierungs- und Inno-
vationspartnerschaften zwischen deutschen 
und afrikanischen Gründern/innen Start-up-
Unternehmen in Afrika entstehen.  

Eine weiteres Investitionsprogramm zur Zu-
sammenarbeit mit afrikanischen Volkswirt-
schaften ist der „Compact with Africa“ des 
BMF. Dieser wurde kürzlich auf der „G20-
Afrika-Partnerschaftskonferenz“ vorgestellt, 
die vom 12. bis 13. Juni in Berlin stattfand. 
Auch dieses zentrale Wirtschaftsvorhaben 
fokussiert die Steigerung privater Investiti-
onen in afrikanische Infrastrukturen durch 
Investitionspartnerschaften. Entgegen des 
üblichen Geldtransfers in Afrikaprogramme, 
setzt der Compact zunächst auf struktureller 

                                                   

10 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteil
ungen/2017/20170504-
bundeswirtschaftsministerin-zypries-praesentiert-
ihr-afrikakonzept-pro-afrika-auf-dem-world-
economic-forum-africa-durban.html 
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Ebene in der Zusammenarbeit mit afrikani-
schen Regierungen an. So sollen die G20, 
der Internationale Währungsfonds und die 
Afrikanische Entwicklungsbank mit ausge-
wählten Staaten zunächst beraten, welche 
wirtschaftsfreundlichen Reformen in den je-
weiligen Ländern umgesetzt werden müs-
sen. Ziel dieser Gespräche ist es, durch die 
Bekämpfung von Korruption und der Ver-
besserung der Arbeitsprozesse staatlicher 
Institutionen rentablere Bedingungen für 
Investoren zu schaffen.  

Inwiefern sich die gesetzten Ziele der ver-
schiedenen Strategien bei unterschiedlichen 
Ministerien und auf diversen Ebenen reali-
sieren lassen, wird sich zeigen müssen. Es 
bedarf eines enormen Abstimmungsbedarfs, 
um eine kohärente Umsetzung zu ermögli-
chen. Doch auch wenn es an der Abstim-
mung untereinander noch mangelt, setzt die 
Intensität des Engagements und das wach-
sende Interesse Deutschlands an Afrika mit 
drei parallelen Investitionsstrategien ein 
deutliches Zeichen für die vielbeschworene 
„echte“ Partnerschaft auf Augenhöhe mit 
dem Nachbarkontinent.  

Migration und Afrika: Deutschland und 
die EU im Gleichklang? 

Auch für die EU, die als einzige regionale 
Organisation eine vollwertige Mitgliedschaft 
in der G20 besitzt, ist die Bewältigung der 
Migrationsbewegung nach Europa eine ge-
waltige Herausforderung. Unter der 
Juncker-Kommission stellte die EU am 13. 
Mai 2015 eine Europäische Migrationsagen-
da vor, um die Migrationsströme nach Euro-
pa besser zu bewältigen. Damit legte die 
Europäische Kommission eine Strategie vor, 
welche die sozialen und ökonomischen Ur-
sachen von Flucht und Vertreibung bekämp-
fen, irreguläre Migration eindämmen, den 
Schutz für Flüchtlinge verbessern, die EU-
Außengrenzen schützen und das europäi-
sche Asylsystem verbessern soll.  

Die wichtigsten Eckpfeiler im Rahmen der 
Europäischen Migrationsagenda bilden die 
folgenden Maßnahmen: Am 15. Oktober 
2015 wurde der sog. EU-Türkei Aktionsplan 
veröffentlicht. Darin verpflichtet sich die EU 
zur Zusammenarbeit mit der Türkei bei der 

Unterstützung von syrischen Flüchtlingen 
etwa bei dem Schutz von Syrern durch hu-
manitäre Hilfe über entsprechende Organi-
sationen in der Türkei. Im Gegenzug ver-
pflichtete sich die Türkei zur konsequenten 
Registrierung der Migranten sowie einer 
schrittweisen Angleichung der türkischen 
Visumpolitik an die der EU, insbesondere bei 
Ländern, aus denen besonders viele irregu-
läre Migranten kommen. Die sich gegensei-
tig verpflichtenden Maßnahmen sollen dazu 
beitragen, die irregulären Migrationsströme 
in die EU zu verhindern. 

Am 12. November 2015 folgte die Veröf-
fentlichung eines EU-Nothilfe-
Treuhandfonds, der zur Unterstützung der 
Stabilität und zur Bekämpfung der Ursachen 
von irregulärer Migration und Vertreibung in 
Afrika eingerichtet wurde. In diesem Zu-
sammenhang einigten sich die europäischen 
und afrikanischen Staats- und Regierungs-
chefs auf dem Migrationsgipfel in Valletta, 
der vom 11. bis 12. November 2015 statt-
fand, auf die gemeinsame Bekämpfung von 
Fluchtursachen, die Vertiefung der Zusam-
menarbeit bei legaler Migration und Mobili-
tät sowie eine Verbesserung der Zusam-
menarbeit bei Rückführung und Rücküber-
nahme. Im Anschluss an den Migrationsgip-
fel stellte die Europäische Kommission am 
7. Juni 2016 eine neue Migrationspartner-
schaftsstrategie mit Partnern aus Afrika vor 
(Migration Partnership Framework). Ziel 
dieser Partnerschaft ist die Erstellung eines 
neuen Rahmens für einen langfristigen An-
satz der EU in der verstärkten Zusammen-
arbeit mit Drittländern, um Migration nach 
Europa besser zu steuern und illegale Mig-
ration effektiver zu bekämpfen.  

Finanziert werden diese Partnership Frame-
works u.a. mit Libyen, Niger und Mali durch 
den sog. EU-Treuhandfonds für Afrika (EU 
Trust Fund for Africa [EUTF]). Der EUTF be-
inhaltet Mittel in Höhe von 2,85 Mrd. Euro, 
die hauptsächlich in die Schaffung von Ar-
beitsplätzen und wirtschaftliche Entwicklung 
mit Fokus auf Jugendliche und Frauen vor 
Ort fließen sollen. Umgesetzt wird das Pro-
gramm in den afrikanischen Partnerländern 
durch Partnerorganisationen wie die Deut-
sche Gesellschaft für Internationale Zu-
sammenarbeit (GIZ) oder das Entwick-
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lungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP). Die Europäische Kommission be-
richtet seit der Einrichtung des EUTF regel-
mäßig über die Fortschritte, die in den je-
weiligen Migration Partnership Frameworks 
gemacht werden. 

Migration und der Cotonou-Vertrag 

Ein weiterer Regulierungsmechanismus wird 
durch die EU-AKP (Länder Afrikas, der Kari-
bik und des Pazifik)-Beziehungen geordnet. 
Dabei wird das Verhältnis zwischen der EU 
und den 79 AKP-Ländern über den sog. 
Cotonou-Vertrag geregelt. Der Staatenver-
trag, der im Jahr 2000 abgeschlossen wur-
de, legt mit Artikel 13 die Grundlage für ei-
nen Dialog über Migration, der seit 2010 
geführt wird. Gestaltet wird der Dialog 
durch regelmäßige Treffen auf Botschafter-
ebene zwischen der AKP-Gruppe und der 
EU. Aus diesen Treffen gehen Empfehlungen 
hervor, denen der AKP-EU Ministerrat zu-
stimmen muss. Zur Umsetzung der Empfeh-
lungen wurde im Januar 2015 ein AKP-EU 
Migrationsplan gestartet. Dieser Aktionsplan 
sieht die Umsetzung von Projekten vor, die 
irreguläre Migration eindämmen und regulä-
re stärken soll. Finanziert wird der Aktions-
plan durch den Europäischen Entwicklungs-
fonds (European Development Fund [EDF]) 
mit einem Budget von ca. 10 Millionen Euro, 
während die Internationale Organisation für 
Migration (IOM) die Maßnahmen vor Ort im-
plementiert. 

Der Cotonou-Vertrag selbst steht derzeit auf 
dem Prüfstein, da das Regelwerk bis 2020 
Gültigkeit besitzt. In der Auslotung des Ver-
hältnisses zwischen der EU und den AKP-
Staaten nach 2020 spiegelt sich die Akzent-
verschiebung in der Partnerschaft zwischen 
der EU und Afrika wider. Die Themen Si-
cherheit und Migration dominieren mittler-
weile so stark die politische Agenda beider 
Kontinente, dass die EU am 5. Mai 2017 das 
Strategiepapier „Neue Impulse für die Part-
nerschaft mit Afrika“ (A renewed impetus of 
the Africa-EU Partnership) veröffentlichte. 

Darin geht die EU auf die gezielte Bekämp-
fung der Grundursachen von Migration und 
Flucht in Afrika ein. Auch hier soll durch die 
Förderung von privaten Investitionen durch 

eine geplante Investitionsoffensive (External 
Investment Plan [EIP]) mit Drittländern die 
Schaffung von Arbeitsplätzen im Vorder-
grund stehen. Hierdurch sollen EU-
Investitionen mit einem voraussichtlichen 
Volumen von 44 Mrd. Euro bis 2020 in Afri-
ka mobilisiert werden. Eingebunden in diese 
Investitionsoffensive ist die Darlehenstätig-
keit der Europäischen Investitionsbank 
(EIB). Das EIB-Darlehensmandat für Dritt-
länder soll um 5,3 Mrd. Euro aufgestockt 
werden, so dass die EIB zwischen 2014 und 
2020 im Rahmen der EU-Garantie Darlehen 
in Höhe von bis zu 32,3 Mrd. Euro an afri-
kanische Länder vergeben kann.  

Die von der EU angestrebten Investitions-
pläne nutzen öffentliche Entwicklungsgelder 
als Anschubfinanzierung für private Investi-
tionen in Afrika. Ziel der EU-
Investmentoffensive ist dabei eine Koopera-
tion mit ähnlichen Initiativen auf nationaler 
Ebene mit den EU-Mitgliedsstaaten einer-
seits und die Zusammenarbeit auf multilate-
raler Ebene andererseits. Hierbei soll insbe-
sondere der neue Ansatz der G20-Agenda 
anschließen. 

Trotz dieser beachtlichen Bemühungen von 
Seiten der EU stößt deren neue Migrations-
politik, welche die Beziehungen mit Afrika 
langfristig auf eine neue Grundlage stellen 
will, auf Kritik. Vor allem den Migration 
Partnership Frameworks wird von Seiten 
von Nichtregierungsorganisationen wie etwa 
Pro Asyl vorgeworfen, menschenrechtlich 
begründete Tabus mit den Migrationspart-
nerschaften zu brechen.11 Afrikanische Län-
der würden mit einer Mischung aus Hilfe 
und Druck dazu verpflichtet, die Prioritäten 
der Europäer zu beachten anstatt ihre eige-
nen Dringlichkeiten in den Abkommen be-
rücksichtigt zu wissen. Zugleich gibt es er-
hebliche Schwierigkeiten, die geplanten 
Gelder wie etwa den Nothilfefonds Afrika zu 
füllen. Viele EU-Mitgliedsländer steuern 
nicht die finanziellen Mittel bei, die sie im 
Vorfeld zugesagt hatten. Zugleich steht der 
EU-Türkei Aktionsplan aufgrund der ständi-

                                                   

11 https://www.proasyl.de/news/das-neue-
fluechtlingsbekaempfungsprogramm-der-eu-
kommission/ 



 7 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  
 
BRÜSSEL 

DR. SUSANNE CONRAD 

 

Juni 2017 

 

mned-bruessel/www.kas.de 

 

 

 

gen Spannungen zwischen Berlin und Anka-
ra stetig auf dem Prüfstein. 

Ausblick: G20 als Motor für eine „ech-
te“ Partnerschaft mit Afrika 

Ungeachtet der Kontroversen, die mit Blick 
auf einige Migrationspolitiken der EU mit 
den Partnerländern in Afrika auftreten, 
nimmt das Thema sowohl in Europa als 
auch weltweit mittlerweile einen oberen 
Platz in der politischen Agenda ein und er-
hält damit endlich die Aufmerksamkeit, die 
es verdient. Unbestritten ist auch die Ver-
netzung zwischen der Migrationspolitik und 
den künftigen politischen Ansätzen für eine 
nachhaltige Entwicklung in Afrika. Dies gilt 
vor allem für Europa: Seit 2015 setzt sich 
die Europäische Kommission beharrlich für 
eine abgestimmte europäische Lösung in 
der Flüchtlings- und Migrationspolitik ein. 
Zugleich zeigt sich eine deutliche Akzent-
verschiebung in den Verhandlungen der EU 
mit dem Nachbarkontinent über die zukünf-
tige Zusammenarbeit nach 2020 aufgrund 
der wachsenden wirtschaftspolitischen Rele-
vanz Afrikas verbunden mit dessen demo-
grafischer Entwicklung. Flankiert wird diese 
Entwicklung durch den umfassenden afrika-
politischen Ansatz der Bundesregierung, 
dessen Schlüsselpriorität den Schwerpunkt 
des G20-Gipfels bildet.  

Die Spiegelung der verschiedenen nationa-
len und regionalen Initiativen zu Afrika und 
zu Migration sowie deren Vernetzung mit 
der Agenda 2030 und dem Pariser Klima-
schutzabkommen machen die G20 zu einer 
idealen Projektionsfläche für Afrikas Anlie-
gen und können somit den Motor bilden für 
eine effektivere und intensivere Zusam-
menarbeit zwischen Europa und den afrika-
nischen Staaten. Darin zeigt sich die Rele-
vanz der G20-Gruppe neuerdings als key 
player im entwicklungspolitischen Kontext, 
der durch die verbesserte Koordinierung 
von Migration, Agenda 2030, Klimapolitik 
und nachhaltigem Wirtschaftswandel vor 
allem in Afrika die klassische Entwicklungs-
zusammenarbeit zum ganzheitlichen Gover-
nance-Ansatz mitgestaltet. Daran trägt die 
Bundesregierung durch ihre Afrikapolitik un-
ter der Führung von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel entscheidenden Anteil. 
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